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Text 

8. Abschnitt 

Studienbeitrag 

§ 91. (1) Ordentliche Studierende mit der Staatsangehörigkeit eines EU- oder EWR-Staates und ordentliche 
Studierende, denen Österreich auf Grund eines sonstigen völkerrechtlichen Vertrages dieselben Rechte für den 
Berufszugang zu gewähren hat wie österreichischen Staatsangehörigen, haben, wenn sie die vorgesehene 
Studienzeit eines Bachelor- oder Masterstudiums im Sinne des § 51 Abs. 2 Z 26 und § 54 Abs. 3, wobei 30 
ECTS-Anrechnungspunkte einem Semester entsprechen, oder eines Doktoratsstudiums oder eines 
Studienabschnittes eines Diplomstudiums um mehr als zwei Semester überschreiten, einen Studienbeitrag von 
363,36 Euro für jedes Semester zu entrichten. Der Studienbeitrag erhöht sich bei der Entrichtung innerhalb der 
Nachfrist um 10vH. Auch außerordentliche Studierende, die ausschließlich zum Besuch einzelner 
Lehrveranstaltungen aus wissenschaftlichen Fächern zugelassen sind, haben unabhängig von ihrer 
Staatsangehörigkeit einen Studienbeitrag in der Höhe von 363,36 Euro für jedes Semester zu entrichten. 

(2) Von ordentlichen Studierenden aus Drittstaaten, die nicht unter Abs. 1 oder die Personengruppe gemäß 
§ 1 der Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Verkehr über die Festlegung von 
Personengruppen bei der Zulassung zu ordentlichen Studien (Personengruppenverordnung), BGBl. II 
Nr. 211/1997, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 15/1998, fallen und die über eine 
Aufenthaltsberechtigung für Studierende gemäß § 64 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I 
Nr. 100/2005 verfügen, ist ein Studienbeitrag von 726,72 Euro pro Semester einzuheben. Allen übrigen 
ordentlichen Studierenden aus Drittstaaten, die weder unter Abs. 1 noch unter Abs. 2 erster Satz fallen, ist ein 
Studienbeitrag gemäß Abs. 1 vorzuschreiben. 

(3) Studierende, die zu mehreren Studien, auch an mehreren Universitäten, zugelassen sind, haben den 
Studienbeitrag nur einmal zu entrichten. 

(4) Der Studienbeitrag ist für jedes Semester im Voraus zu entrichten. Zur Sicherstellung der Einhebung des 
Studienbeitrages hat die Bundesrechenzentrum GmbH einen Datenverbund der Universitäten zu betreiben, der 
folgende Daten der Studierenden zum Zweck der Sicherstellung der Einhebung des Studienbeitrags zu enthalten 
hat: 

 1. die Matrikelnummer; 

 2. die Namen einschließlich allfälliger akademischer Grade und das Geschlecht; 

 3. die Staatsangehörigkeit; 

 4. der Beitragsstatus; 

 5. die Anschrift am Studienort und am Heimatort. 

(5) Die Studienbeiträge verbleiben der jeweiligen Universität. Der Studienbeitrag von Studierenden, die ein 
von mehreren Universitäten gemeinsam eingerichtetes Studium betreiben oder die zu mehreren Studien 
verschiedener Universitäten zugelassen sind, ist unter den beteiligten Universitäten aufzuteilen. 
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(6) Nähere Bestimmungen zur Einhebung des Studienbeitrages sind durch Verordnung der 
Bundesministerin oder des Bundesministers festzulegen. 

(7) Für den Besuch von Universitätslehrgängen haben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer einen 
Lehrgangsbeitrag zu entrichten. Er ist unter Berücksichtigung der tatsächlichen Kosten des Universitätslehrgangs 
vom Rektorat festzusetzen. Ordentlichen Studierenden, die eine Studienbeihilfe beziehen, ist auf Antrag unter 
Bedachtnahme auf ihre Leistungsfähigkeit eine Ermäßigung des Lehrgangsbeitrags zu gewähren. 
Außerordentliche Studierende, die ausschließlich zum Studium eines Universitätslehrganges zugelassen sind, 
haben den Lehrgangsbeitrag und keinen Studienbeitrag zu entrichten. Für Vorbereitungslehrgänge ist kein 
Lehrgangsbeitrag und kein Studienbeitrag einzuheben. 

(8) (Anm.: aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 45/2011) 


